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Antwort 
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auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Christa Nickels, Amke Dietert-Scheuer 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
— Drucksache 13/6969 — 


Gemeinsamer Standpunkt der Europäischen Union betreffend die Bedingungen 
für unbegleitete minderjährige Asylbewerber 


Die Mitgliedstaaten der Europäischen Union verhandeln seit einiger Zeit 
über einen Gemeinsamen Standpunkt, in dem - rechthch unverbind- 
liche - Leitlinien für die Behandlung unbegleiteter minderjähriger Asyl- 
bewerber bei der Aufnahme und während des Asylverf^rens vorge- 
sehen sind. Der Entwurf vom 17. Dezember 1996 (Ratsdokument 
Nr. 9586/1/96, ASIM 115) sieht für Asylsuchende, die das 18. Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben und die ohne Begleitung eines für den Min- 
derjährigen verantworthchen Erwachsenen in das Gebiet der Mitglied- 
staaten kommen, u. a. folgende Aufnahmebedingungen vor: 


— Die Minderjährigen werden in einem Aufnahmezentrum mit spe- 
ziellen Einrichtungen für Minderjährige oder bei einer Pflegefamilie 
oder bei Famüienangehörigen untergebracht. 

— Den Minderjährigen darf nicht allein aufgrund der Tatsache, daß sie 
Asyl suchen, die Freiheit entzogen werden. 

— Die Minderjährigen sollten wie eigene Staatsangehörige Zugang zu 
den normalen öffentlichen Bildungseinrichtungen haben oder ange- 
messene spezifische Bildungsmöglichkeiten erhalten. 

Ferner sollen im Asylverfahren u. a. folgende Bedingungen gegeben 

sein: 

— Jeder unbegleitete Minderjährige soll das Recht haben, Asyl zu be- 
antragen. 

— Unbegleitete Minderjährige müssen von speziell geschultem Personal 
befragt werden. 

— Unabhängig vom Ausgang des Asylverfahrens sollte die Erteilung 
eines Aufenthaltsrechts wohlwollend in Erwägung gezogen werden. 

1. Teilt die Bundesregierung die im Entwurf des Gemeinsamen Stand- 
punkts betreffend die Bedingungen für unbegleitete minderjährige 
Asylsuchende vom 17. Dezember 1996 zum Ausdruck gebrachte 
Auffassung, wonach unbegleitete minderjährige Asylsuchende spe- 
zifischer Schutzvorkehrungen und besonderer Asylverfahren und 
Beratung bedürfen? 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums des Innern vom 13. März 
1997 übermittelt 
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Die Bundesregierung setzt sich mit Nachdruck dafür ein, daß un- 
begleitete minderjährige Asylsuchende den im Hinblick auf ihr 
Alter erforderlichen Schutz erhalten. Diese Haltung wird auch von 
der deutschen Delegation bei den Verhandlungen über den Ent- 
wurf des Gemeinsamen Standpunktes vertreten. 


2. Welche spezifischen Schutzvorkehrungen existieren in der Bundes- 
republik Deutschland für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge? 


Die Bundesregierung hat zur Frage des Schutzes von unbe- 

gleiteten minderjährigen Asylsuchenden in Deutschland bereits 

in einer Reihe von parlamentarischen Anfragen Stellung ge- 
nommen: 

— Antwort vom 12. Juni 1996 auf die Große Anfrage der Abge- 
ordneten Christa Nickels, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN „Praxis und Aus- 
wirkungen des Asylverfahrens bei Einreise auf dem Luftwege 
(sog. Flughafenverfahren) insbesondere für mindeijährige un- 
begleitete Flüchtlinge (Drucksache 13/4861). 

— Antwort vom 27. Juni 1995 auf die Kleine Anfrage der Abge- 
ordneten Dr. Cornelia Sonntag-Wolgast, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der SPD „Unbegleitete Minderjährige in der 
Bundesrepublik Deutschland" (Drucksache 13/1873), 

— Antwort vom 20. April 1995 auf die Kleine Anfrage der Abge- 
ordneten Monika Knoche und der Fraktion BÜNDNIS 90/DlE 
GRÜNEN „Mißbrauch der Skelettreifebestimmung durch 
Handwurzelröntgenuntersuchung bei unbegleiteten jugend- 
lichen Flüchtlingen" (Drucksache 13/1165), 

— Antwort vom 31. März 1995 auf die Kleine Anfrage der Abge- 
ordneten Gabriele Fograscher und weiterer Abgeordneter 
„ Situation unbegleiteter minderjähriger Flüchtlinge« " 
(Drucksache 13/1076), 

— Antwort vom 31. Oktober 1993 auf die Kleine Anfrage des Ab- 
geordneten Konrad Weiß und der Gruppe BÜNDNIS 90/DlE 
GRÜNEN „ Situation unbegleiteter minderjähriger Flüchtlinge " 
(Drucksache 12/6075), 

— Antwort vom 18. November 1992 auf die Kleine Anfrage des 
Abgeordneten Konrad Weiß und der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN „Politisch motivierte Übergriffe gegen Flücht- 
lingskinder in Deutschland" (Drucksache 12/3869). 

— Darüber hinaus hat der Staatssekretär im Bundesministerium 
des Innern, Dr. Kurt Scheiter, mündlich wie auch schriftlich in 
der Expertenanhörung des Innenausschusses des Deutschen 
Bundestages am 17. Januar 1995 zur „Situation unbegleiteter 
minderjähriger Flüchtlinge" ausführlich Stellung genommen. 

— Zur Vermeidung von Wiederholungen wird auf die diesbezüg- 
lichen Ausführungen verwiesen. 
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3. Wird die Bundesregierung dem Entwurf des Gemeinsamen Stand- 
punkts vom 17. Dezember 1996 zustimmen, und wenn nein, in wel- 
chen Punkten nicht und warum nicht? 


Der Entwurf des Gemeinsamen Standpunktes ist nicht entschei- 
dungsreif. Das Dokument vom 17. Dezember 1996 (Dok. 9586/1/ 
96 ASIM 115 Rev. 1) wurde von der niederländischen Präsident- 
schaft inzwischen revidiert (Dok. 9586/2/96 ASIM 115 Rev. 2: 
„Bausteine für einen Text über die Bedingungen für unbegleitete 
minderjährige Asylbewerber"). Die Präsidentschaft beabsichtigt, 
das aktuelle Dokument (Dok. 9586/2/96) in den Entwurf eines 
Gemeinsamen Standpunktes einzufügen, der insgesamt die Be- 
dingungen für unbegleitete minderjährige Drittausländer be- 
handelt, unabhängig davon, ob sie einen Asylantrag gestellt ha- 
ben. Dieser Text liegt noch nicht vor. 


4. Teüt die Bundesregierung die im Entwurf des Gemeinsamen 
Standpunkts vom 17. Dezember 1996 niedergelegte Auffassung, 
wonach unbegleitete Minderjährige Personen sind, die das 
18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben? 


Auch nach deutschem Recht ist minderjährig, wer das achtzehnte 
Lebensjahr noch nicht vollendet hat. Für das Ausländer- und 
Asylrecht gilt jedoch die Besonderheit, daß mindeijährige Dritt- 
ausländer, die das 16. Lebensjahr vollendet haben, als handlungs- 
undverfahrensfähig angesehen werden (§ 12 Abs. 1 AsylVfG, § 68 
Abs. 1 AuslG). 


5. Entspricht diese Altersgrenze der Staatenpraxis in anderen Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Union bzw. internationalen Rege- 
lungen? 


Die Altersgrenze von 18 Jahren entspricht der VN-Kinder- 
konvention (Artikel 1) und ist grundsätzlich auch Preixis in den 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union. In einigen Staaten (z. B. 
den Niederlcinden) wird im Asylverfahren nicht auf eine feste Al- 
tersgrenze, sondern auf die „Reife" des Kindes abgestellt. 


6. Welche Auswirkungen würde diese Altersbestimmung auf die Vor- 
schriften des Asyl- und Ausländerrechts haben, nach denen Kinder 
und Jugendliche bereits mit dem 16. Lebensjahr als handlungsfähig 
gelten? 


Die deutsche Delegation wird sich dafür einsetzen, daß der end- 
gültige Wortlaut eines Gemeinsamen Standpunktes zu unbe- 
gleiteten Minderjährigen im Einklang mit der deutschen Rechts- 
lage (vgl. Antwort zu Frage 4) steht. 
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7. Teilt die Bundesregierung die im Entwurf des Gemeinsamen 
Standpunkts vom 17. Dezember 1996 niedergelegte Auffassung, 
wonach unbegleiteten Minderjährigen nicht allein aufgrund der 
Tatsache, daß sie Asyl suchen, und Kindern unter 12 Jahren unter 
keinen Umständen die Freiheit entzogen werden darf? 


Die Bundesregierung teilt die Auffassung, daß unbegleiteten 
Minderjährigen nicht allein aufgrund der Tatsache, daß sie Asyl 
suchen, die Freiheit entzogen werden darf. 


8. Entspricht diese Regelung der Staatenpraxis in den anderen Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Union bzw. internationalen Rege- 
lungen? 


Der im Entwurf des Gemeinsamen Standpunktes vom 17. Dezember 
1996 (Dok. 9586/1/96) niedergelegte Grundsatz, unbegleitete Min- 
derjährige nicht allein aufgrund ihrer Asylantragstellung in Haft zu 
nehmen, entspricht nach den der Bundesregierung vorhegenden 
Erkenntnissen der Praxis in den Mitghedstaaten der Europäischen 
Union. In der VN-Kinderkonvention ist hierzu bestimmt, daß keinem 
Kind die Freiheit rechtswidrig oder willkürhch entzogen werden 
darf und eine Freiheitsentziehung im Einklang mit dem Gesetz nur 
als letztes Mittel und für die kürzeste angemessene Zeit angewendet 
werden darf (Artikel 37 Buchstabe b). 


9. Welche Auswirkungen würde diese Regelung auf die bundes- 
deutsche Praxis haben, insbesondere das Flughafenverfahren, und 
welche Vorkehrungen wird die Bundesregierung treffen, um ggf. 
die bundesdeutsche Praxis den genannten Schutzvorkehrungen 
anzupassen? 


Keine, da die geltende Rechtslage den vorgeschlagenen Rege- 
lungen entspricht. 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Urteil vom 14. Mai 
1996 zur Flughafenregelung festgestellt, daß die Unterbringung 
von Asylsuchenden auf dem Flughafengelände keine Freiheits- 
entziehung darstellt (BVerfGE 94, 166 [198 f.]). 


10. Teilt die Bundesregierung die im Entwurf des Gemeinsamen 
Standpunkts vom 17. Dezember 1996 niedergelegte Auffassung, 
wonach unbegleitete minderjährige Asylbewerber von speziell 
ausgebildetem Personal zu ihren Asylgründen befragt werden 
müssen und daß die angemessene Schulung dieses Personals be- 
sonders wichtig ist? 


Die Bundesregierung teilt die in dem Entwurf des Gemeinsamen 
Standpunkts niedergelegte Auffassung, daß unbegleitete min- 
derjährige Asylbewerber im Rahmen der Prüfung ihres Asylan- 
trages von mit der Befragung von Minderjährigen erfahrenen 
Einzelentscheidern und Einzelentscheiderinnen angehört wer- 
den. Dies bedingt eine angemessene Schulung des Personals. 
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11. Entspricht diese Regelung der Staatenpraxis in den anderen Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Union bzw. Richthnien inter- 
nationaler Organisationen wie z.B. des UNHCR (Hoher Flücht- 
ling skommissar der Vereinten Nationen)? 


Es dürfte nach den der Bundesregierung vorliegenden Erkennt- 
nissen in den Mitghedstaaten der Europäischen Union weit- 
gehende Praxis sein, unbegleitete minderjährige Asylbewerber 
durch Bedienstete zu befragen, die im Umgang mit Minder- 
jährigen Erfahrung haben und ggf. hierzu speziell geschult sind. 
Auch der Hohe Flüchtlingskommissar der Vereinten Nationen hat 
wiederholt die Auffassung vertreten, daß eine Befragung von 
minderjährigen Asylbewerbern durch besonders qualifizierte Be- 
dienstete erfolgen solle. 


12. In welcher Form wird die Bundesregierung diese Regelung in die 
bundesdeutsche Praxis umsetzen, und ist sie insbesondere bereit, 
über die derzeit bundesweit zur Verfügung stehenden vier Sonder- 
beauftragten für minderjährige Flüchtlinge beim Bundesamt für die 
Anerkennung ausländischer Flüchtlinge hinaus dafür Sorge zu tra- 
gen, daß alle minderjährigen Asylsuchenden von entsprechend ge- 
schultem Personal befragt werden können? 


Auf der Grundlage allgemeiner Schulungen, die u. a. auch eine 
psychologische Unterweisung zum Gegenstand haben, wird be- 
reits jetzt von den Einzelentscheidern und Einzelentscheiderinnen 
bei der Anhörung von minderjährigen Asylbewerbern in jedem 
Einzelfall ausdrücklich auf die jeweilige geistige Reife und die 
besondere psychische Situation der Antragsteller Rücksicht ge- 
nommen. Darüber hinaus werden die speziell ausgebüdeten Son- 
derbeauftragten für mindeijährige Asylbewerber als „Multi- 
plikatoren" für die Schulung weiterer Einzelentscheider aktiv mit 
einbezogen. Zudem ist geplant, die Spezialschulungen sukzessive 
auszudehnen. 


13. Teilt die Bundesregierung die im Entwurf des Gemeinsamen 
Standpunkts vom 17. Dezember 1996 niedergelegte Auffassung, 
wonach die Erteüung eines Aufenthaltsrechts unabhängig vom 
Ausgang des Asylverfahrens wohlwollend in Erwägung gezogen 
werden soll? 


Unbegleiteten minderjährigen Ausländern kann unabhängig vom 
Ausgang des Asylverfahrens eine Aufenthaltsgenehmigung er- 
teilt werden, soweit die im Ausländergesetz festgelegten Voraus- 
setzungen erfüllt sind. 


14. Entspricht diese Regelung der Staatenpraxis in den anderen Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Union bzw. internationalen Rege- 
lungen? 


Auch in den anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
wird nach Ablehnung des Asylantrags geprüft, ob unbegleiteten 
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Minderjährigen Aufenthalt aus anderen, insbesondere humani- 
tären Gründen, zu gewähren ist. 


15. Teüt die Bundesregierung die Auffassung des nach der VN-Kinder- 
konvention eingerichteten Ausschusses für die Rechte des Kindes, 
der anläßhch seiner Beratungen zum Staatenbericht der Bundes - 
repubhk Deutschland schrieb: „Die Verfahren für asylsuchende 
Kinder, besonders in bezug auf die Familienzusammenführung, die 
Ausweisung von Kindern in sichere Drittländer und die Flughafen- 
regelung geben Anlaß zur Besorgnis. Hierzu steUt der Ausschuß 
fest, daß die im Übereinkommen verankerten Garantien, besonders 
jene der Artikel 2, 3, 12, 22 und 37 (d) anscheinend nicht erfüllt 
werden. . . ."? 


Die vom Ausschuß zum Ausdruck gebrachte Besorgnis ist nicht 
begründet. Im übrigen ist sie auch schwer nachvollziehbar, da sie 
nicht näher erläutert worden ist. 

Der Ausschuß geht bei seinen Überlegungen offenkundig von 
dem nicht zutreffenden Sachverhalt aus, daß das Flughafen- 
verfahren (§ 18 a AsylVfG) generell auf unbegleitete minder- 
jährige Asylsuchende angewandt wird und diese Personen in 
nicht kindgerechten Räumlichkeiten untergebracht sind. Tat- 
sächlich wird derzeit das Flughafenverfahren nicht auf unbe- 
gleitete minderjährige Asylsuchende unter 16 Jahren angewandt, 
da die für eine kindgerechte Unterbringung erforderlichen 
Räumlichkeiten auf Flughäfen bislang noch nicht geschaffen 
worden sind. Die Unterbringung von unbegleiteten minder- 
jährigen Asylsuchenden, die das 16. Lebensjahr vollendet haben, 
in den bereits bestehenden Räumlichkeiten entspricht den Vor- 
gaben der VN-Kinderkonvention. Hinsichtlich der Intensität des 
Schutzes dieser Altersgruppe ist bei der Auslegung der VN-Kin- 
derkonvention zu berücksichtigen, daß die Konvention den 
Kriegsdienst von Kindern über 15 Jahre ausdrücklich zuläßt (Ar- 
tikel 38 der VN-Kinderkonvention). 


16. Unterstützt die Bundesregierung die Bezugnahme der Präambel des 
Gemeinsamen Standpunkts auf Artikel 22 der VN-Kinderkonven- 
tion (Schutz für alle Kinder, die außerhalb ihrer familiären Umge- 
bung sind), und wird sie vor diesem Hintergrund in absehbarer Zeit 
ihre „Interpretationserklärung" gegen diesen Artikel zurück- 
nehmen? 


Die Bundesrepublik Deutschland erfüllt alle Verpflichtungen, die 
sich für sie aus Artikel 22 des Übereinkommens der Vereinten 
Nationen von 1989 über die Rechte des Kindes (VN-Kinder- 
konvention) ergeben. Im übrigen wird darauf hingewiesen, daß 
Artikel 22 der VN-Kinderkonvention nicht alle Kinder erfaßt, die 
sich außerhalb ihrer familiären Umgebung befinden, sondern nur 
Kinder, die die Rechtsstellung eines Flüchtlings begehren oder 
nach Maßgabe des anzuwendenden Völkerrechts oder des inner- 
staatlichen Rechts als Flüchtling angesehen werden. 

Zu den aus Artikel 22 der VN-Kinderkonvention sich ergebenden 
Verpflichtungen der Vertragsstaaten gehört es nicht, Kindern, die 
unbegleitet einreisen wollen, um dort die Rechtsstellung eines 
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Flüchtlings zu begehren, die Einreise zu erleichtern oder zu er- 
möglichen, da das Übereinkommen die innerstaatlichen Vor- 
schriften über die Einreise und den Aufenthalt von Ausländern 
unberührt läßt und somit insbesondere auch nicht der Geltung 
eines Sichtvermerkszwangs für Kinder entgegensteht. Die Bun- 
desrepublik Deutschland hat bei der Hinterlegung der Ratifika- 
tionsurkunde in einer von ihr abgegebenen Erklärung eine dies- 
bezügliche Klarstellung hinsichtlich der Auslegung des Über- 
einkommens vorgenonunen (vgl. BGBl. 11 1992 S. 990 Nr. IV.). Sie 
wollte hiermit u. a. bekräftigen, daß eine widerrechtliche Einreise 
oder ein widerrechtlicher Aufenthalt von ausländischen Minder- 
jährigen nicht als erlaubt angesehen werden kann. Die Bundes- 
regierung beabsichtigt nicht, die seinerzeit abgegebene Erklärung 
zurückzunehmen . 


17. Welche Schutz Vorkehrungen plant die Bundesregierung für unbe- 
gleitete minderjährige Flüchtlinge, und wird sie diese, wie im Ent- 
wurf vorgesehen, bis zum 1. Januar 1998 umsetzen? 


Ob innerstaatlicher Anpassungsbedarf besteht, läßt sich erst nach 
Abschluß der Verhandlungen über den Entwurf eines Gemein- 
samen Standpunktes feststellen. 

Im übrigen wird auf die Antwort zu Frage 2 verwiesen. 
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